
Tabelle 1:

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt
vom 29.09.2022 (Az.: 01859-22)

Vorhaben/Betreff: Einfriedigungen und Geländeauffüllungen
(inkl. Errichtung einer Stützmauer)

Grundstück: Ingolstadt, Riebel-Ring 6
Gemarkung: Gaimersheim
Flur-Nr.: 6198
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Bescheid
vom 29.09.2022). Geplant sind Einfriedigungen und Geländeauffüllungen
(inkl. Errichtung einer Stützmauer).
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbarten
Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die o.a.
genehmigten Planunterlagen beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt,
Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Ge-
schäftsstunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese Ver-
öffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).
Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wenden Sie sich bit-
te für das Einsehen der Eingabepläne per E-Mail an
bauordnungsamt@ingolstadt.de.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekannt-
gabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elek-
tronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen
grundsätzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt
vom 30.09.2022 (Az.: 01875-22)

Vorhaben/Betreff: Errichtung einer Werbeanlage „trinkgut“
Grundstück: Ingolstadt, Haenlinstraße 3
Gemarkung: Ingolstadt
Flur-Nr.: 3936/5
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Bescheid
vom 30.09.2022). Geplant ist die Errichtung einer Werbeanlage „trinkgut“.
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbarten
Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die o.a.
genehmigten Planunterlagen beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt,
Spitalstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Ge-
schäftsstunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese Ver-
öffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).
Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wenden Sie sich bit-
te für das Einsehen der Eingabepläne per E-Mail an
bauordnungsamt@ingolstadt.de.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekannt-
gabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elek-
tronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen
grundsätzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Baugenehmigung der Stadt Ingolstadt
vom 27.09.2022 (Az.: 00476-22)

Vorhaben/Betreff: Nutzungsänderung einer Praxis in Beratungszimmer der
Sparkasse im best. Wohn- und Geschäftshaus
hier: 1. Tektur zur Baugenehmig. v. 17.08.2021, Az.
409-2021, Änderung der Stellplatzeinteilung u. Kenn-
zeichnung Feuerwehrzufahrt sowie Vorlage Brand-
schutznachweis Gesamtobjekt

Grundstück: Ingolstadt, Gaimersheimer Straße 58a
Gemarkung: Ingolstadt
Flur-Nr.: 2714/4
Die Stadt Ingolstadt erteilte zu o.a. Vorhaben eine Genehmigung (Bescheid
vom 27.09.2022). Geplant ist die Nutzungsänderung einer Praxis in Bera-
tungszimmer der Sparkasse im best. Wohn- und Geschäftshaus
hier: 1. Tektur zur Baugenehmig. v. 17.08.2021, Az. 409-2021, Änderung der
Stellplatzeinteilung u. Kennzeichnung Feuerwehrzufahrt sowie Vorlage
Brandschutznachweis Gesamtobjekt.
Als Baugenehmigungsbehörde weist die Stadt Ingolstadt alle benachbarten
Grundstückseigentümer der o.a. Baumaßnahme darauf hin, dass die o.a. ge-
nehmigten Planunterlagen beim Bauordnungsamt der Stadt Ingolstadt, Spi-
talstr. 3, 1. Stock, Zimmer Nr. 101/102 (Tel.: 305-2222) zu den üblichen Ge-
schäftsstunden eingesehen werden können. Rechtsgrundlage für diese Ver-
öffentlichung ist Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO).
Aufgrund des aktuell eingeschränkten Parteiverkehrs, wenden Sie sich bit-
te für das Einsehen der Eingabepläne per E-Mail an
bauordnungsamt@ingolstadt.de.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekannt-
gabe Klage erhoben werden bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht München in 80335 München
Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elek-
tronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die
Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis Klagen
grundsätzlich elektronisch einreichen.
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten
infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Freiwillige Feuerwehr Oberhaunstadt e. V.
Am Freitag, den 28.10.2022, findet um 20 Uhr im Feuerwehrgerätehaus am
Weckenweg eine außerordentliche Mitgliederversammlung der Freiwilligen
Feuerwehr Oberhaunstadt e. V. statt.
Dazu möchten wir alle Mitglieder recht herzlich einladen.
Tagesordnung:
1. Begrüßung und Bekanntgabe der Tagesordnung
2. Ehrung
3. Beschlussfassung über Änderung der Satzung
4. Sonstiges
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der Stadt Ingolstadt, Franziskanerstr. 7 , 85049 Ingolstadt

Der Antrag der Änderung der Satzung hat die Regelung des Vermögens-
übergangs bei Auflösung des Vereins zum Inhalt, so dass die steuerlichen
Bestimmungen der Abgabenordnung für steuerbegünstigte Zwecke einge-
halten werden.
Der Vorsitzende, Klaus Kimmel

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
sowie der Verordnung über kleine und mittlere

Feuerungsanlagen (1. BImSchV);
Erlass einer Allgemeinverfügung zur befristeten

Wiederinbetriebnahme von älteren Holzfeuerungsanlagen
nach der 1. BImSchV aufgrund der Gasmangellage

Die Stadt Ingolstadt erlässt folgende
Allgemeinverfügung:

1. Gemäß §§ 25 und 26 der 1. BImSchV außer Betrieb genommene Holzfeue-
rungsanlagen der 1. BImSchV, die noch nicht abgebaut wurden und für
die der Betreiber ein Formular zum Vorhalten für den Notbetrieb beim
zuständigen bevollmächtigten Bezirks-schornsteinfeger eingereicht hat,
dürfen vorübergehend wieder in Betrieb genommen werden.

2. Durch die Wiederinbetriebnahme der Holzfeuerung muss der Betrieb ei-
ner vorhandenen Gasheizung ganz oder teilweise ersetzt werden.

3. Mit dem Betrieb der Holzfeuerungsanlage darf erst begonnen werden,
wenn der Betreiber die Aufnahme des Betriebs unter Vorlage des ord-
nungsgemäß unterschriebenen Formulars „Merkblatt und Erklärung zur
Stilllegung einer Einzelraumfeuerungsanlage für feste Brennstoffe„ oder
des Formulars „Merkblatt und Erklärung zur Stilllegung einer zentralen
Heizungsanlage für feste Brennstoffe„ bei der Stadt Ingolstadt – Umwelt-
amt - angezeigt hat oder aktuell anzeigt.
Mit der Anzeige ist zu bestätigen, dass die Feuerungsanlage lediglich still-
gelegt, jedoch noch nicht abgebaut wurde. Vor Betriebsaufnahme hat
der Betreiber den zuständigen bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger
über diese zu unterrichten.

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am 13.10.2022 in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31.08.2023 außer Kraft.

Hinweise:
a. Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfügende Teil einer

Allgemein-verfügung öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinverfü-
gung liegt mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung beim Umwelt-
amt der Stadt Ingolstadt, Wagnerwirtsgasse 8, 85049 Ingolstadt zur Ein-
sicht aus. Sie kann nach vorheriger Terminvereinbarung während der all-
gemeinen Dienstzeiten eingesehen werden (Art. 41 Abs. 4 Satz 2
BayVwVfG) oder auf den Internetseiten der Stadt Ingolstadt (www.ingol-
stadt.de/Umweltamt-Bekanntmachungen). Hier können auch die Merk-
blätter und Erklärungen aufgerufen werden.

b. Ab dem Außerkrafttreten der Allgemeinverfügung (mit Ablauf des
31.08.2023), können die betreffenden Feuerungsanlagen wieder nur im
Notbetrieb genutzt werden. Eine regelmäßige Nutzung der Feuerungs-
anlagen ist dann nicht mehr möglich.

Ingolstadt, den 05.09.2022
Birgit Müller, Leiterin des Umweltamtes

Jahresabschluss und Lagebericht für das
Wirtschaftsjahr 2021 der IFG Ingolstadt AöR

Der Verwaltungsrat der IFG Ingolstadt AöR hat in seiner Sitzung am 25. Juli
2022 den vorgelegten Jahresabschluss und den Lagebericht der IFG Ingol-
stadt AöR für das Wirtschaftsjahr 2021 festgestellt und beschlossen, dass der
Jahresgewinn in Höhe von EUR 1.185.136,95 mit dem bestehenden Verlust-
vortrag zu verrechnen ist. Die Kanzlei Zieglmeier + Stark, Wirtschaftsprüfer
Steuerberater, PartG mbB, Ingolstadt, hat den Jahresabschluss geprüft und
folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt:
Prüfungsurteile
Ich habe den Jahresabschluss der IFG Ingolstadt AöR, Ingolstadt - bestehend
aus der Bilanz zum 31.12.2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für
das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2021 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden -
geprüft. Darüber hinaus habe ich den Lagebericht der IFG Ingolstadt AöR
für das Geschäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2021 geprüft.
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Er-
kenntnisse
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen

den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen
Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Kommunalunter-
nehmens zum 31.12.2021 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr
vom 01.01. bis zum 31.12.2021 und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von
der Lage des Kommunalunternehmens. In allen wesentlichen Belangen
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht
den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 S.1 HGB erkläre ich, dass meine Prüfung zu keinen Ein-
wendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts geführt hat.
Grundlage für die Prüfungsurteile
Ich habe meine Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung durchgeführt. Meine Verantwortung nach diesen Vor-
schriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschluss-
prüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ meines
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Ich bin von dem Kommu-
nalunternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und habe meine sonsti-
gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderun-
gen erfüllt. Ich bin der Auffassung, dass die von mir erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für meine Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den
Lagebericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jah-
resabschlusses, der den deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und
dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunal-
unternehmens vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen,
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen
Darstellungen ist. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetz-
lichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Kommunalunter-
nehmens zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzuge-
ben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenhei-
ten entgegenstehen.

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstel-
lung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des
Kommunalunternehmens vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwort-
lich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermögli-
chen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lage-
bericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts
Meine Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der
Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage des Kommunalunternehmens ver-
mittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestäti-
gungsvermerk zu erteilen, der meine Prüfungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garan-
tie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können
aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie ein-
zeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und La-
geberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten
beeinflussen.
Während der Prüfung übe ich pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahre
eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus
• identifiziere und beurteile ich die Risiken wesentlicher - beabsichtigter

oder unbeabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im
Lagebericht, plane und führe Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese
Risiken durch sowie erlange Prüfungsnachweise, die ausreichend und ge-
eignet sind, um als Grundlage für meine Prüfungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden,
ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügeri-
sches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten,
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrol-
len beinhalten können.

• gewinne ich ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses relevanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lage-
berichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshand-
lungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind,
jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Syste-
me des Kommunalunternehmens abzugeben.

• beurteile ich die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern an-
gewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von
den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit
zusammenhängenden Angaben.

• ziehe ich Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den ge-
setzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der
Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der er-
langten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusam-
menhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame
Zweifel an der Fähigkeit des Kommunalunternehmens zur Fortführung
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls ich zu dem Schluss
komme, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, bin ich verpflichtet,
im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Anga-
ben unangemessen sind, mein jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren.
Ich ziehe meine Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum
meines Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass das
Kommunalunternehmen seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fort-
führen kann.

• beurteile ich die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jah-
resabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss
die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass
der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Kommunalunterneh-
mens vermittelt.

• beurteile ich den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des
Kommunalunternehmens.

• führe ich Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehe ich dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beur-
teile die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsori-
entierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen gebe ich
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Ich erörtere mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem
den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kon-
trollsystem, die ich während meiner Prüfung feststelle.
Ingolstadt, den 04.07.2022
FRANZ STARK, Wirtschaftsprüfer
Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden von Montag, den 17.
Oktober 2022, bis Freitag, den 21. Oktober 2022, und von Montag, den 24.
Oktober 2022 bis Dienstag, den 25. Oktober 2022, bei der IFG Ingolstadt
AöR, Wagnerwirtsgasse 2, 85049 Ingolstadt, im Zimmer 308/3. Stock, ausge-
legt und können während dieser Zeit von 10.00 Uhr bis 12.00 Uhr eingese-
hen werden.
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Tabelle 1:

Allgemeinverfügung
nach § 6 Abs. 10 Satz 1 Düngeverordnung

Vollzug der Verordnung über die Anwendung von
Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und
Pflanzenhilfsmitteln nach den Grundsätzen der guten

fachlichen Praxis beim Düngen
vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), die durch Artikel 1 der Verordnung

vom 28. April 2020 (BGBl. I S. 846) geändert worden ist
Für die Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft erlässt das Amt für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten Augsburg, Sachgebiet L2.3P (Landnut-
zung), gemäß § 6 Abs. 10 Satz 1 Düngeverordnung folgende Allgemeinver-
fügung:
Die Sperrfrist für die Ausbringung von Düngemitteln mit wesentlichen Ge-
halten an Stickstoff, ausgenommen Festmist von Huftieren oder Klauentie-
ren oder Komposte, wird abweichend von § 6 Abs. 8 Satz 1 Nr. 2 Düngever-
ordnung
auf Grünland, Dauergrünland und Ackerland mit mehrjährigem Feldfutter-
bau bei einer Aussaat bis zum Ablauf des 15. Mai 2022
wie folgt verschoben: für die Stadt Ingolstadt auf Flächen, die nicht durch §
1 Abs. 1 der Ausführungsverordnung zur Düngeverordnung (AVDüV) vom
22.12.2020 als mit Nitrat belastetet ausgewiesen wurden:
vom 29. November 2022 bis einschließlich 28. Februar 2023
Im Übrigen bleiben die Bestimmungen der Düngeverordnung unberührt.
Dies gilt insbesondere für das Verbot, Düngemittel auf überschwemmten,
wassergesättigten, gefrorenen oder mit Schnee bedeckten Boden auszu-
bringen; sowie für die Einhaltung der N-Obergrenzen.
Die Sperrfristen, die für die Flächen in Wasserschutzgebieten in der jeweils
gültigen Fassung der Wasserschutzgebietsverordnung vorgegeben sind,
sind weiter zu beachten.

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Augsburg
- Sachgebiet L2.3P –
Stadtbergen, den 04.10.2022
Franz Högg, Landwirtschaftsoberrat

INgas garant
Preisblatt nebst ergänzenden Bedingungen

Geltend ab 1. Oktober 2022 (aktualisiert zum 7.10.2022)

zum Vertrag INgas garant auf der Grundlage der jeweils geltenden Allge-
meinen Geschäftsbedingungen (AGB).

Dieses Preisblatt ersetzt das bisherige zum 1. Oktober 2022 geltende Preis-
blatt INgas garant nebst ergänzenden Bedingungen. Grund der Aktualisie-
rung ist die Abschaffung der Gasumlage nach §26 EnSiG sowie die Reduzie-
rung der Umsatzsteuer auf 7%.

Die Brutto-Preise enthalten folgende Kosten: Kosten für Energiebeschaf-
fung und Vertrieb (inkl. SLP-Bilanzierungsumlage (Stand 01.10.2022: 0,57 ct/
kWh), Entgelt für die Nutzung des virtuellen Handelspunktes (Stand
01.10.2022: 0,000148 ct/kWh), Konvertierungsentgelt (Stand 01.10.2022:
0,045 ct/kWh) sowie Konvertierungsumlage (Stand 01.10.2022: 0,038 ct/
kWh)), die Kosten für Messstellenbetrieb und Messung (soweit diese Kosten
dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden),
das an den Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt, die Erdgassteuer
(Stand 01.01.2003: 0,55 ct/kWh), die Kosten aus dem Kauf von Emissionszer-
tifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) (Stand
01.01.2022: 0,546 ct/kWh), die Gasspeicherumlage nach §35e Energiewirt-
schaftsgesetz (Stand 01.10.2022: 0,059 ct/kWh) sowie die Konzessionsabga-
be. Weiter enthalten die Bruttopreise die Mehrwertsteuer in der jeweils gel-
tenden gesetzlichen Höhe (Stand 01.10.202: 7 %). Ändern sich die weiteren
Kostenbestandteile, ändern sich die Bruttopreise entsprechend. Alle mit
Mehrwertsteuer genannten Preise und Abgaben sind auf zwei Stellen hinter
dem Komma gerundet.

I) Lieferform des Gases (Abrechnung in Kilowattstunden)

Die für das Vertragsverhältnis maßgebende Gasart ergibt sich aus der
Gasart des jeweiligen Gasversorgungsnetzes der allgemeinen Versor-
gung, an das die Gasabnahmestelle, über die der Kunde Gas entnimmt,
angeschlossen ist. Der Brennwert mit der sich aus den Erzeugungs- oder
Bezugsverhältnissen ergebenden Schwankungsbreite sowie der für die
Belieferung des Kunden maßgebende Ruhedruck des Gases ergeben sich
aus den ergänzenden Bedingungen des Netzbetreibers zu den allgemei-
nen Netzanschlussbedingungen der Gasabnahmestelle, über die der
Kunde Gas entnimmt. Die Ausweisung der Erdgaspreise erfolgt in Cent/
kWh. Für die Umrechnung des Gasverbrauchs von Kubikmetern (m³) in
Kilowattstunden wird der gemessene Verbrauch (m³) mit einem Faktor
multipliziert. Dieser Umrechnungsfaktor setzt sich zusammen aus Zu-
standszahl (Druck und Temperatur) und Brennwert.

II) Preise INgas garant

Die oben genannten Preise gelten im Rahmen der nachstehend beschriebe-
nen Preisgarantie zunächst für den Zeitraum vom 01. Oktober 2022 bis 30.
September 2023. Erfolgt keine Preisänderung nach den Bestimmungen der
Ziffer 6 der AGB, gelten die Preise für ein weiteres Jahr (ebenfalls vom 01.
Oktober bis 30. September des darauffolgenden Jahres).

III) Zahlungsweisen

Der Kunde ist berechtigt, fällige Zahlungen wahlweise durch folgende
Zahlungsweisen zu leisten:
- SEPA-Lastschriftverfahren/Einzugsermächtigung
- Überweisung/Dauerauftrag
- Barzahlung

IV) Bonusregelung und Preisgarantie

Bonusregelung

Für jeden Tag, an dem die Tagesdurchschnittstemperatur unter -3°C be-
trägt, werden dem Kunden 100 kWh gutgeschrieben. Der Lieferant bildet
die maßgebliche Tagesdurchschnittstemperatur aus den Daten der Messung
der Wetterstation in Neuburg/Donau (Stationsnummer 10853 – Datenliefe-
rant meteomedia). Die Daten der Tagesdurchschnittstemperatur sind auf
der Internetseite des Lieferanten veröffentlicht. Die Gutschrift wird auf der
Jahresverbrauchsabrechnung gesondert ausgewiesen.

Inhalt der Preisgarantie
Die Preise werden während des jeweils abzurechnenden Verbrauchszeit-
raums (01.10. eines Kalenderjahres bis 30.09. des folgenden Kalenderjahres)
weder gesenkt noch erhöht. Ausgenommen hiervon sind Änderungen von
gesetzlich geschuldeten Steuern, insbesondere der Mehrwertsteuer, Abga-
ben und sonstigen hoheitlich auferlegten Belastungen, auf die der Lieferant
keinen Einfluss hat. In diesen Fällen wird der neue Steuer-/Abgabensatz in
Rechnung gestellt.

V) Kosten bei Zahlungsverzug

VI) Kosten für Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung

Die Kosten für die Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung ent-
nehmen Sie bitte dem im Internet veröffentlichten Preisblatt des örtlichen
Netzbetreibers.

VII) Kosten für abweichende Abrechnung

Jahresverbrauch in kWh Arbeitspreis
in Cent/kWh

Grundpreis
in EUR/Monat

netto brutto netto brutto

6.000 – 50.000 14,91 15,95 13,95 14,93

Kosten für Betrag in EUR

- Zahlungsaufforderung (Zahlungserinnerung) 1,50

- erneute Zahlungsaufforderung 2,50

Kosten Betrag in EUR

- je zusätzlicher Abrechnung 12,50

AMTLICHE MITTEILUNGEN DER STADT INGOLSTADT
VIII) Steuerlicher Hinweis
zum Erdgasabsatz nach diesem Liefervertrag gemäß Verordnung zur Durch-
führung energiesteuerrechtlicher Regelungen

„Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet
werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuer-
gesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede an-
dere Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen! In
Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Hauptzollamt.“

Künftige Änderungen dieses gesetzlich vorgeschriebenen Hinweises wer-
den in der jeweils geltenden Fassung Vertragsbestandteil.

INgas basis
geltend ab 1. November 2022 (aktualisiert am 07.10.2022)

Gas Grundversorgung

Allgemeines Preisblatt nebst ergänzenden Bedingungen

zu den Allgemeinen Bedingungen für die Grundversorgung von Haushalts-
kunden mit Gas aus dem Niederdrucknetz (Gasgrundversorgungsverord-
nung - GasGVV) vom 26.10.2006 (BGBl. I S. 2391, 2396), zuletzt geändert
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juli 2022 (BGBl. I S. 1214), als Bestand-
teil des Erdgasversorgungsvertrages von Haushaltskunden im Sinne des § 36
i.V.m § 3 Nr. 22 EnWG in der Grundversorgung und von Letztverbrauchern,
deren Eigenbedarf für berufliche, landwirtschaftliche oder gewerbliche
Zwecke (Nichthaushaltskunden/Gewerbekunden) einen Jahresverbrauch
von 10.000 kWh übersteigt.

Dieses Allgemeine Preisblatt ersetzt das bisherige zum 1. November 2022
geltende Allgemeine Preisblatt nebst ergänzenden Bedingungen. Grund
der Aktualisierung ist die Abschaffung der Gasumlage nach §26 EnSiG sowie
die Reduzierung der Umsatzsteuer auf 7%.

Aktuelle Informationen, insbesondere über die geltende GasGVV sowie die
Allgemeinen Preise nebst ergänzenden Bedingungen, werden im Internet
unter www.sw-i.de veröffentlicht und dem Kunden vor Vertragsabschluss
bzw. bei Bestätigung des Vertragsabschlusses sowie auf Verlangen kosten-
los ausgehändigt.

Die Stadtwerke Ingolstadt Energie GmbH stellt als Grundversorger nach den
jeweils geltenden „Allgemeinen Bedingungen für die Grundversorgung von
Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Gas aus dem Niederdruck-
netz (Gas-GVV) vom 26.10.2006“ aus dem Versorgungsnetz der Stadtwerke
Ingolstadt Netze GmbH Erdgas zu den nachstehenden Allgemeinen Preisen
nebst ergänzenden Bedingungen zur Versorgung von Haushaltskunden im
Sinne des § 36 i.V.m. § 3 Nr. 22 EnWG in der Grundversorgung und von Letzt-
verbrauchern, deren Eigenbedarf für berufliche, landwirtschaftliche oder
gewerbliche Zwecke (Nichthaushaltskunden/Gewerbekunden) einen Jah-
resverbrauch von 10.000 kWh übersteigt.

I) Lieferform des Gases (Abrechnung in Kilowattstunden)

Die für das Vertragsverhältnis maßgebende Gasart ergibt sich aus der
Gasart des jeweiligen Gasversorgungsnetzes der allgemeinen Versor-
gung, an das die Gasabnahmestelle, über die der Kunde Gas entnimmt,
angeschlossen ist. Der Brennwert mit der sich aus den Erzeugungs- oder
Bezugsverhältnissen ergebenden Schwankungsbreite sowie der für die
Belieferung des Kunden maßgebende Ruhedruck des Gases ergeben sich
aus den ergänzenden Bedingungen des Netzbetreibers zu den allgemei-
nen Netzanschlussbedingungen der Gasabnahmestelle, über die der
Kunde Gas entnimmt. Die Ausweisung der Erdgaspreise erfolgt in Cent/
kWh. Für die Umrechnung des Gasverbrauchs von Kubikmetern (m³) in
Kilowattstunden wird der gemessene Verbrauch (m³) mit einem Faktor
multipliziert. Dieser Umrechnungsfaktor setzt sich zusammen aus Zu-
standszahl (Druck und Temperatur) und Brennwert.

II) Preise INgas basis

III) Zahlungsweisen

Der Kunde ist berechtigt, fällige Zahlungen wahlweise durch folgende
Zahlungsweisen zu leisten:
- SEPA-Lastschriftverfahren/Einzugsermächtigung
- Überweisung/Dauerauftrag
- Barzahlung

IV) Kosten bei Zahlungsverzug

V) Kosten für Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung

Die Kosten für die Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung ent-
nehmen Sie bitte den im Internet veröffentlichten Preisblatt des örtlichen
Netzbetreibers.

VI) Kosten für abweichende Abrechnung

VII) Allgemeine Hinweise

1.Der Kunde wird bei Vertragsabschluss zum Zwecke der Festsetzung der
monatlich geschuldeten Abschlagszahlungen (s. Ziffer VII Nr. 3) zu-
nächst entsprechend seinen Angaben hinsichtlich seines geschätzten
Verbrauchsverhaltens in die jeweilige Verbrauchszone (s. Ziffer II) ein-
gestuft. Ohne entsprechende Angaben erfolgt die Einstufung nach ob-
jektiven Vergleichswerten (z.B. Verbrauch des vorherigen Kunden, An-
zahl der Mitglieder im Haushalt usw.). Stellt sich nach Ablauf des Ab-
rechnungsjahres bzw. bei Beendigung des Vertragsverhältnisses im
Rahmen der Erstellung der Abrechnung jedoch heraus, dass die ur-
sprüngliche Einstufung nicht dem tatsächlichen Verbrauch des Kunden
im relevanten Zeitraum entspricht, so erfolgt die jeweilige Abrech-
nung nach dem tatsächlichen Verbrauch des Kunden entsprechend der
Verbrauchszone. Bei Beginn oder Beendigung des Versorgungsvertra-
ges im Laufe des Abrechnungsjahres erfolgt die Abrechnung dieses
Rumpfzeitraums unter Berücksichtigung der jahreszeitlich bedingten
Verbrauchsschwankungen (vgl. § 12 Abs. 2 GasGVV).

2.Der Kunde ist verpflichtet, der Stadtwerke Ingolstadt Energie GmbH
bei oder unverzüglich nach Vertragsabschluss bzw. nach Zugang der
Vertragsbestätigung alle zur Ermittlung der Verbrauchszone erforder-
lichen Angaben zu machen. Weiter hat der Kunde alle Änderungen
der Anschlussverhältnisse, die eine Abweichung von seiner Ver-
brauchszone zur Folge haben, unaufgefordert und unverzüglich der
Stadtwerke Ingolstadt Energie GmbH mitzuteilen (vgl. § 7 GasGVV).
Die Mitteilungspflicht gilt erst dann als erfüllt, wenn die Anzeige von
der Stadtwerke Ingolstadt Energie GmbH schriftlich bestätigt ist.

3.Der Verbrauch wird jeweils für mehrere Monate abgerechnet, so dass
vom Kunden monatliche Abschlagsbeträge zu leisten sind. Die Festle-
gung der Höhe der monatlichen Abschlagszahlungen erfolgt auf Basis
der Regelungen in Ziffer VII Nr. 1 sowie des § 13 GasGVV.

4.Dieses Preisblatt gilt für mehrere Gemeinden. Die Brutto-Arbeitspreise
enthalten die gesetzliche Konzessionsabgabe (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 KAV)

Jahresverbrauch in kWh Arbeitspreis
in Cent/kWh

Grundpreis
in EUR/Monat

netto brutto netto brutto

0 – 1.000 17,27 18,48 3,85 4,12

1.001 – 4.000 16,07 17,20 5,55 5,94

4.001 - 50.000 15,47 16,55 13,95 14,93

50.001 - 300.000 15,32 16,39 38,50 41,20

300.001 – 1.000.000 15,20 16,26 173,70 185,86

1.000.001 – 1.500.000 15,14 16,20 414,80 443,84

Kosten für Betrag in EUR

- Zahlungsaufforderung (Zahlungserinnerung) 1,50

- erneute Zahlungsaufforderung (Sperrankündigung) 2,50

Kosten Betrag in EUR

- je zusätzlicher Abrechnung 12,50

bei Gemeinden bis zu 25.000 Einwohner in Höhe von höchstens 0,22
Cent/kWh bzw. 0,51 Cent/kWh für Kochen/Warmwasser, bei Gemein-
den bis zu 100.000 Einwohner in Höhe von höchstens 0,27 Cent/kWh
bzw. 0,61 Cent/kWh für Kochen/Warmwasser und bei Gemeinden bis
zu 500.000 Einwohner in Höhe von höchstens 0,33 Cent/kWh bzw. 0,77
Cent/kWh für Kochen/Warmwasser. Unter Kochen/Warmwasser ver-
steht sich lt. Preisblatt des Netzbetreibers ein Abnahmeverhalten mit
einem Jahresverbrauch von bis zu maximal 4.000 kWh. Vereinbarun-
gen zwischen dem örtlichen Netzbetreiber, der Stadtwerke Ingolstadt
Netze GmbH, und den jeweiligen Gemeinden, dass keine oder niedri-
gere Konzessionsabgaben zu zahlen sind, haben Vorrang.
Die Brutto-Preise beinhalten außerdem folgende Kosten: Kosten für
Energiebeschaffung und Vertrieb (inkl. SLP-Bilanzierungsumlage
(Stand 01.10.2022: 0,57 ct/kWh), Entgelt für die Nutzung des virtuellen
Handelspunktes (Stand 01.10.2022: 0,000148 ct/kWh), Konvertierungs-
entgelt (Stand 01.10.2022: 0,045 ct/kWh) sowie Konvertierungsumlage
(Stand 01.10.2022: 0,038 ct/kWh)), die Kosten für Messstellenbetrieb
und Messung (soweit diese Kosten dem Lieferanten vom Messstellen-
betreiber in Rechnung gestellt werden), das an den Netzbetreiber ab-
zuführende Netzentgelt, die Erdgassteuer (Stand 01.01.2003: 0,55 ct/
kWh), die Kosten aus dem Kauf von Emissionszertifikaten nach dem
Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) (Stand 01.01.2022: 0,546 ct/
kWh) sowie die Gasspeicherumlage nach §35e Energiewirtschaftsge-
setz (Stand 01.10.2022: 0,059 ct/kWh). Weiter enthalten die Bruttoprei-
se die Mehrwertsteuer in der jeweils geltenden gesetzlichen Höhe
(Stand 01.10.2022: 7 %). Ändern sich die weiteren Kostenbestandteile,
ändern sich die Bruttopreise entsprechend. Alle mit Mehrwertsteuer
genannten Preise und Abgaben sind auf zwei Stellen hinter dem Kom-
ma gerundet.

VIII) Steuerlicher Hinweis

zum Erdgasabsatz nach diesem Liefervertrag gemäß Verordnung zur Durch-
führung energiesteuerrechtlicher Regelungen:

„Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet
werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuer-
gesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede an-
dere Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen! In
Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Hauptzollamt.“

Künftige Änderungen dieses gesetzlich vorgeschriebenen Hinweises wer-
den in der jeweils geltenden Fassung Vertragsbestandteil.

INgas prima und INgas profi
Preisblatt nebst ergänzenden Bedingungen

Geltend ab 1. November 2022 (aktualisiert zum 7.10.2022)

zum Vertrag INgas prima bzw. INgas profi auf der Grundlage der jeweils gel-
tenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB). Dieses Preisblatt ersetzt
das bisherige zum 1. November 2022 geltende Preisblatt INgas prima bzw.
INgas profi nebst ergänzenden Bedingungen. Grund der Aktualisierung ist
die Abschaffung der Gasumlage nach §26 EnSiG sowie die Reduzierung der
Umsatzsteuer auf 7%.

Die Brutto-Preise enthalten folgende Kosten: Kosten für Energiebeschaf-
fung und Vertrieb (inkl. SLP-Bilanzierungsumlage (Stand 01.10.2022: 0,57 ct/
kWh), Entgelt für die Nutzung des virtuellen Handelspunktes (Stand
01.10.2022: 0,000148 ct/kWh), Konvertierungsentgelt (Stand 01.10.2022:
0,045 ct/kWh) sowie Konvertierungsumlage (Stand 01.10.2022: 0,038 ct/
kWh)), die Kosten für Messstellenbetrieb und Messung (soweit diese Kosten
dem Lieferanten vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden),
das an den Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt, die Erdgassteuer
(Stand 01.01.2003: 0,55 ct/kWh), die Kosten aus dem Kauf von Emissionszer-
tifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) (Stand
01.01.2022: 0,546 ct/kWh), die Gasspeicherumlage nach §35e Energiewirt-
schaftsgesetz (Stand 01.10.2022: 0,059 ct/kWh) sowie die Konzessionsabga-
be. Weiter enthalten die Bruttopreise die Mehrwertsteuer in der jeweils gel-
tenden gesetzlichen Höhe (Stand 01.10.2022: 7 %). Ändern sich die weiteren
Kostenbestandteile, ändern sich die Bruttopreise entsprechend. Alle mit
Mehrwertsteuer genannten Preise und Abgaben sind auf zwei Stellen hinter
dem Komma gerundet.

I) Lieferform des Gases (Abrechnung in Kilowattstunden)

Die für das Vertragsverhältnis maßgebende Gasart ergibt sich aus der
Gasart des jeweiligen Gasversorgungsnetzes der allgemeinen Versor-
gung, an das die Gasabnahmestelle, über die der Kunde Gas entnimmt,
angeschlossen ist. Der Brennwert mit der sich aus den Erzeugungs- oder
Bezugsverhältnissen ergebenden Schwankungsbreite sowie der für die
Belieferung des Kunden maßgebende Ruhedruck des Gases ergeben sich
aus den ergänzenden Bedingungen des Netzbetreibers zu den allgemei-
nen Netzanschlussbedingungen der Gasabnahmestelle, über die der
Kunde Gas entnimmt. Die Ausweisung der Erdgaspreise erfolgt in Cent/
kWh. Für die Umrechnung des Gasverbrauchs von Kubikmetern (m³) in
Kilowattstunden wird der gemessene Verbrauch (m³) mit einem Faktor
multipliziert. Dieser Umrechnungsfaktor setzt sich zusammen aus Zu-
standszahl (Druck und Temperatur) und Brennwert.

II) Preise INgas prima und INgas profi

III) Zahlungsweisen

Der Kunde ist berechtigt, fällige Zahlungen wahlweise durch folgende
Zahlungsweisen zu leisten:
- SEPA-Lastschriftverfahren/Einzugsermächtigung
- Überweisung/Dauerauftrag
- Barzahlung

IV) Kosten bei Zahlungsverzug

V) Kosten für Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung

Die Kosten für die Einstellung und Wiederaufnahme der Versorgung ent-
nehmen Sie bitte dem im Internet veröffentlichten Preisblatt des örtlichen
Netzbetreibers.

VI) Kosten für abweichende Abrechnung

VII) Steuerlicher Hinweis

zum Erdgasabsatz nach diesem Liefervertrag gemäß Verordnung zur Durch-
führung energiesteuerrechtlicher Regelungen:

„Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff verwendet
werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem Energiesteuer-
gesetz oder der Energiesteuer-Durchführungsverordnung zulässig. Jede an-
dere Verwendung als Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen! In
Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Hauptzollamt.“

Künftige Änderungen dieses gesetzlich vorgeschriebenen Hinweises wer-
den in der jeweils geltenden Fassung Vertragsbestandteil.

Jahresverbrauch in kWh Arbeitspreis
in Cent/kWh

Grundpreis
in EUR/Monat

netto brutto netto brutto

0 – 1.000 16,45 17,60 3,85 4,12

1.001 – 4.000 15,25 16,32 5,55 5,94

4.001 - 50.000 14,65 15,68 13,95 14,93

50.001 - 300.000 14,07 15,06 38,50 41,20

300.001 – 1.000.000 13,95 14,93 173,70 185,86

1.000.001 – 1.500.000 13,90 14,87 414,80 443,84

Kosten für Betrag in EUR

- Zahlungsaufforderung (Zahlungserinnerung) 1,50

- erneute Zahlungsaufforderung 2,50

Kosten Betrag in EUR

- je zusätzlicher Abrechnung 12,50
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